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Persönlicher Verkehr des Kindes mit dem Vater, welcher mit der Mutter nicht verheiratet ist

Sachverhalt

Gibt es bestimmte Praxisgrössen analog der Gerichtspraxis bei Scheidungen? Es kommt immer wieder vor, dass sich Väter auf die 2 Wochenenden pro Monat berufen und meinen, sie hätten einen Rechtsanspruch darauf.
Wie muss das Alter des Kindes berücksichtigt werden?
Muss berücksichtigt werden, wie der Kontakt der Eltern zueinander ist, z.B. sehr konfliktbeladen.
Konkretes Beispiel: Der Vater ersucht die VB um Festlegung des Besuchsrechtes. Sein Antrag ist 2 Wochenende, Samstagmorgen bis Sonntagabend, pro Monat. Das Kind ist 14 Monate alt. Die Kindseltern haben nie zusammengewohnt. Die Kommunikation zwischen den beiden läuft harzig, ja schlecht. Die Mutter ist durch diese Situation sehr belastet. Sie möchte dem Vater das Kind nicht mehr als 2 Tage pro Monat überlassen. Was meinst Du dazu?
Erwägungen

1. Ausgangspunkt bilden folgende Bestimmungen:
a. Übereinkommen über die Rechte des Kindes, SR 0.107, Art. 9 Abs. 3:


Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das von einem oder beiden

Elternteilen getrennt ist, regelmässige persönliche Beziehungen und unmittelbare

Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des Kindes

widerspricht.
b. Zivilgesetzbuch, Art. 273 Abs. 1:


Eltern, denen die elterliche Sorge oder Obhut nicht zusteht, und das

unmündige Kind haben gegenseitig Anspruch auf angemessenen persönlichen

Verkehr.
2. Der Anspruch auf persönlichen Verkehr wird gemäss diesen Bestimmungen als gegenseitiges Grundrecht verstanden (BGE 5C.46/2003 vom 16.4.2003 in FamPra.ch 2003, 945), welches der inneren Verbundenheit unter Familienangehörigen (BGE 89 II 5) sowie der Identitätsfindung des Kindes dient (BGE 122 III 404 E. 3a S. 407; BGE 5C.67/2002 vom 15.4.2002), im Interesse des Kindeswohls ausgeübt werden soll und im Kindeswohl auch seine Schranken findet (BGE 127 III 295 E.4; BGE 5C.68/2004 vom 26. Mai 2004 in ZVW 2004 S. 263 ÜR 49-04). Es dient der geistigen und sittlichen Entfaltung des Kindes (Berner Kommentar C. Hegnauer, N 14 zu Art. 273 ZGB). Auch wo noch keine emotionale Eltern-Kind-Beziehung bestand, ist heute anerkannt, dass aus Gründen der Persönlichkeitsentwicklung des Kindes der Aufbau einer solchen Beziehung durch persönlichen Verkehr gefördert werden sollte. Nur durch Besuchskontakte kann einer in der Phantasie des Kindes stattfindenden Idealisierung oder Dämonisierung des abwesenden Vaters gegengesteuert werden (Basler Kommentar ZGB-Schwenzer, N 6 zu Art. 273 mit dort zitierten Quellen).


3. Damit der persönliche Verkehr dem Kindeswohl dient und nicht das Risiko besteht, dass er ihm schadet, bedarf es primär des „guten Gefühls“ beider Seiten und des gegenseitigen Vertrauens, mithin einer gegenseitigen Übereinkunft als beste Grundlage einer Besuchsrechtsregelung. Wo dies nicht möglich ist, entscheidet gestützt auf Art. 275 ZGB die Vormundschaftsbehörde (oder im Rahmen eherechtlicher Verfahren gestützt auf Art. 133, Art. 134 oder Art. 176 Abs. 3 ZGB das Gericht) nach folgenden Kriterien:


- Alter des Kindes

- Gesundheit des Kindes und der Eltern

- Persönlichkeit und Bedürfnisse des Kindes

- zeitliche Beanspruchung bezw. Verfügbarkeit der Beteiligten

- Beziehung zwischen Kind und Besuchsberechtigtem

- Verhältnisse von und zu Geschwistern

- Beziehung der Eltern unter einander
- Persönlichkeit und Situation des Berechtigten (z.B. Wohnverhältnisse)

- Situation der Obhutsberechtigten

- Entfernung der Wohnorte

- Massnahmen des Kindesschutzes


- Berechtigte Wünsche und Meinung des Kindes

(Berner Kommentar C. Hegnauer N 65-72 zu Art. 273 ZGB; Basler Kommentar ZGB-Schwenzer N 10 zu Art. 273).

Was gestützt auf diese Kriterien als angemessen zu betrachten sei, muss anhand der konkreten Umstände im Einzelfall bestimmt werden. Dabei kann regionaler Übung (Gepflogenheiten) eine gewisse Bedeutung zukommen, allein darauf abzustellen wird der Sache aber nicht gerecht (BGE 5C.123/2004 vom 15. Juli 2004 in ZVW 2004 S. 264 ÜR 50-04).  Bei der Festsetzung des angemessenen Verkehrs geht es nicht darum, einen gerechten Interessenausgleich zwischen den Eltern zu finden, sondern den elterlichen Kontakt mit dem Kind in dessen Interesse zu regeln, weshalb Einzelinteressen der Eltern vor dem kidneswohl zurückzustehen haben (BGE 5C.46/2003 vom 16.4.2003 in FamPra.ch 2003, 945).

4. Bestehen Differenzen zwischen den Eltern, besonders weil ein Elternteil geltend macht, das Besuchsrecht schade dem Kind, ist die Einholung eines Gutachtens grundsätzlich unerlässlich (BGE 5C.58/2004 vom 14. Juni 2004 in ZVW 2004 S. 265 ÜR 51-04). Allerdings ist zu beachten, dass die Eltern in erster Linie dafür verantwortlich sind, die Beziehung des Kindes zum andern Elternteil zu fördern und das Kind für die Kontaktpflege vorzubereiten. Es ist ihnen deshalb verwehrt, durch das Schüren von Konflikten den Umfang des Besuchsrecht steuern zu können (BGE 5C.123/2004 vom 15. Juli 2004 in ZVW 2004 S. 264 ÜR 50-04). Eine Beschneidung des Grundrechts auf  persönlichen Verkehr ist nur im Rahmen der für die Einschränkung von Grundrechten allgemein geltenden Voraussetzungen zulässig. 


5. Ob im konkreten Fall die Beziehung zwischen Kind und Vater reif genug ist und die Verhältnisse des Vaters geeignet sind, damit dieser das Kleinkind bereits ein ganzes Wochenende in Obhut nehmen kann (Kinderbett, Ausstattungen etc) muss geklärt werden. Sicher besteht ein objektives  Interesse daran, darauf hinzuwirken, dass das Kind seinen Vater in dessen realem Umfeld erleben kann, was mit kurzen Aufenthalten in der Regel nicht möglich ist. Denkbar wäre eine Staffelung des Besuchsrechts, welche an die Erfüllung konkreter Kriterien geknüpft werden könnte.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. Januar 2005
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